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Bebauungsplan-Entwurf – Gestaltungsplan 
 
 
 
 
 

 
Bebauungsplan Entwurf – Gestaltungsplan Legende 
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Bebauungsplan-Entwurf – Nutzungsplan 
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Bebauungsplan Entwurf – Nutzungsplan Planzeichenerklärung (verkleinert) 
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1) Auswertung der Öffentlichkeitbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB 

 (B-Plan Nr. I/St 54) 
 
Von der Öffentlichkeit sind im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Entwurfs zum Bebau-
ungsplanes Nr. I/St 54 „Wohnen an der südlichen Donauallee“ gemäß § 3 (2) BauGB in der 
Zeit vom 30.10.2020 bis einschließlich 30.11.2020 drei Stellungnahmen von Bürgern verfasst 
worden. 
 
 
Äußerungen und Fragen von Bürgern 
 

Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 (2) BauGB 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Öffentlichkeit  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung 

1a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Kinderspielplatz ist einzurichten. Auf 
dem Grundstück ist gem. § 8 BauO NRW 
eine Spielfläche für Kleinkinder bereitzustel-
len. Die Größe der Spielfläche richtet sich 
gem. § 2 der Satzung der Stadt Bielefeld 
über die Beschaffenheit und Größe von 
Spielflächen vom 15. April 1997 nach An-
zahl der Wohnungen auf den Grundstü-
cken, die für Familien geeignet sind. 
 
 
 
Tempo 30 km/h 
Durch unmittelbar angrenzende Donauallee 
geht für die Kleinkinder / Kinder eine Ge-
fährdung aus. Aus diesem Grund ist die 
Fahrgeschwindigkeit auf der Donauallee 
auf Tempo 30 km/h zu begrenzen. Außer-
dem sind entsprechende Schutzvorkehrun-
gen zu treffen, damit es zu keinen Verkehrs-
unfällen mit Kindern kommt. Schon heute 
wird die Donauallee aufgrund ihrer Breite 
schneller befahren als zulässig ist. So stellt 
bereits heute der obere Teil der Donauallee 
(nicht Teil dieses Teil des Bebauungspla-
nes) eine Gefährdung im Bereich des obe-
ren Spielplatzes dar. Eine Gefährdung be-
steht auch für die Schülerinnen und Schüler 
der angrenzenden Schule, da die Querung 
der Donauallee von vielen Schülerin-
nen/Schülern zwingend notwendig ist, Das 
trifft dann für auch für den Bereich der Neu-
bauten im Bereich des Bebauungsplan Nr. 
I/St 54 zu, da entsprechend eine Mischbe-
bauung mit jungen Familien mit Kindern/ Ju-
gendlichen beabsichtigt ist. 
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens sind ab drei Wohneinhei-
ten Spielflächen für Kleinkinder bereitzu-
stellen. Dies betritt jedoch nicht die Bauleit-
planung. Zusätzlich wird im Nordosten des 
Plangebietes an der Donauallee eine öffent-
liche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Spielplatz festgesetzt, um den Spielflächen-
bedarf zu decken.  
 
 
 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Die verkehrstechnische Regelung, wie bei-
spielsweise eine Tempo 30 Zone, ist nicht 
Bestandteil der Bauleitplanung, sondern 
Teil der Ausführungsplanung.  
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Fahrradweg 
Unverständlich im Sinne der Umweltbelas-
tungen ist es, daß die Planungen für die Do-
nauallee keinen Fahrradweg im Bebau-
ungsplan Nr. I/St 54 und darüber hinaus für 
die Donauallee vorsehen. 
 
 
 
 
 
 
PKW-Stellplätze/Parkbuchten 
Bei der Herstellung der PKW-Stellplätze 
und der Zufahrt ist die Verordnung über Bau 
und Betrieb von Sonderbauten (Sonderbau-
ordnung -SBauVO) vom 02. Dezember 
2016 einzuhalten. Hier sollte geprüft wer-
den, ob durch Parkbuchten (ähnlich 
Sprungbachstraße) im Bereich des Bebau-
ungsplanes und vielleicht darüber hinaus 
für die gesamte Donauallee entsprechender 
Parkraum geschaffen wird und somit auch 
zu einer unmittelbaren Verkehrsberuhigung 
mit beiträgt. Hier wäre es empfehlenswert 
sich am Wochenende/abends den Sach-
stand, wenn alle auswärtig Beschäftigten zu 
Hause sind und ihre Fahrzeuge am Stra-
ßenrand abgestellt haben, die intensive 
Nutzung durch die Anwohner anzusehen.  
Es besteht eine sehr starke Frequentierung, 
die durch den Ausbau im unteren Bereich 
der Donauallee noch verstärkt würde.  
 
Außerdem haben viele Haushalte mehrere 
Fahrzeuge für die Parkraum geschaffen 
werden muß. 
 
 
 
 
 
 
 
Ersatzaufforstung 
Der Investor hat durch die Rodung der 
Waldfläche im Bebauungsplan Nr. I/St 54 
unmittelbare Tatsachen geschaffen, so daß 
ein erhaltenswerter Bestand einzelner 
Bäume in die Planung nicht einbezogen 
werden könnten. Außerdem wurde in der 
Nacht und Nebelaktion keine Höhlenbäume 
erfaßt. Von dem Vorhaben sind auch Wald-
flächen betroffen, für die im Rahmen des 
naturschutzrechtlichen Ausgleichs ein ent-
sprechender Waldersatz erforderlich wird.  
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung werden innerhalb des Geltungsbe-
reiches öffentliche und private Verkehrsflä-
chen festgesetzt. Teil der Erschließungspla-
nung ist es anschließend, die genaue Auf-
teilung zu konzipieren. 
Darüber hinaus können Festsetzungen le-
diglich innerhalb des Geltungsbereiches ge-
troffen werden.  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Im Be-
reich der Mehrfamilienhäuser sind Tiefgara-
genstellplätze vorgesehen. Entlang der 
Planstraße A befinden sich ausschließlich 
Einfamilienhäuser. In diesem Bereich wird 
der ruhende Verkehr auf den jeweiligen 
Grundstücken abgewickelt. Weitere Stell-
plätze im Straßenraum sind nicht vorgese-
hen. Darüber hinaus können keine Festset-
zungen außerhalb des Geltungsbereiches 
getroffen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine ver-
bindliche Erhöhung der Stellplätze ist nicht 
vorgesehen. Die Festsetzung, dass Car-
ports und Garagen innerhalb der Vorgarten-
fläche (Grundstücksfläche entlang der öf-
fentlichen Verkehrsfläche in 5,0 m Tiefe) 
nicht zulässig sind, eröffnet allerdings die 
Möglichkeit die Zufahrt als einen weiteren 
Stellplatz zu nutzen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Im Rahmen des Bauleitplanverfah-
rens wurde ein Kompensationsbedarf von 
23.596 m² ermittelt. Der erforderliche Wald-
ausgleich beläuft sich auf eine Fläche von 
17.817 m². Auf den Grundstücken Gemar-
kungen Wehren, Flur 1, Flurstück 57 (tlw.) 
mit einer Größe von 436 m² und Gemarkung 
Wehren, Flur 3, Flurstück 53 (tlw.) mit einer 
Größe von 18.799 m² der Stadt Horn-Bad-
Meinberg erfolgt eine Erstaufforstung. 
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Es wird bestritten, daß die Stadt Bielefeld 
keine Waldausgleichsflächen bereitstellen 
kann. Im Bereich des Lorbeerwegs/Piderits-
bleiche ist eine entsprechend gleichgroße 
Fläche vorhanden, die heute teilweise wild 
zuwächst und einmal als Sportplatz ange-
dacht war.  
 
 
 
Von der A 33 übertragen sich -je nach Wind-
richtung -starke Laufgeräusche/Motoren-
lärm von Fahrzeugen in den südlichen 
Wohnbereich. Außerdem arbeitet ein an-
sässiges Unternehmen nachts, so daß La-
degeräusche in den Wohnbereich getragen 
werden.  
 
 
 
 
Eine Aufforstung als entsprechender Wal-
dersatz in diesem Bereich als naturschutz-
rechtliche Ausgleich würde den Vorgaben 
entsprechen und gleichzeitig als Lärm-
schutz für den Wohnbereich Donauallee 
und vielleicht sogar in den anderen südli-
chen Bereich der Sennestadt helfen. Was 
helfen den Sennestädtern externe Aus-
gleichsflächen außerhalb des Bezirks Sen-
nestadt in einer auswärtigen Gemarkung 
Wehren, Flur1 {Flurstück 53), Flur 3 (Flur-
stück 53) und Gemarkung Senne I Flur 10, 
Fiurstücke 306, 299, 529 (4.361 qm)? Der 
Ersatz sollte nach Möglichkeit ortsnah erfol-
gen und nicht fernab eines nicht betroffenen 
Gebietes. Die ansässige Bürgerschaft sollte 
als Kompensationsmaßnahme als Aus-
gleich direkte Vorteile haben.  
 
Durch die im Bebauungsplan Nr. I/St 54 vor-
gesehene Lärmschutzwand wird anerkannt, 
daß negative Auswirkungen auf das Grün-
system ausgehen und störender Lärm für 
die Gesundheit entsteht. Hier sind zusätzli-
che Maßnahmen ausdrücklich notwendig 
und planerisch einzuarbeiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. In der Stadt Bielefeld sind keine ge-
eigneten Flächen zum Waldausgleich vor-
handen. Nach Abstimmung mit dem Regio-
nalforstamt sowie der Unteren Naturschutz-
behörde soll die erforderliche Kompensa-
tion für die Eingriffe in Waldflächen auf den 
beschriebenen externen Ausgleichsflächen 
erfolgen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Im Rahmen des Bauleitplanverfah-
rens wurde ein Schallgutachten erstellt, 
welches die Geräusch-Immissionen des 
KFZ-Verkehrs der umliegenden Straßen so-
wie des Schienenverkehrs als auch der um-
liegenden Gewerbe-Betriebe berücksich-
tigt. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass 
keine Beeinträchtigungen der Wohnnutzun-
gen zu erwarten sind.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Da die 
Stadt Bielefeld keine geeigneten Waldflä-
chen bereitstellen konnte, soll nach Abstim-
mung mit dem Regionalforstamt sowie der 
Unteren Naturschutzbehörde die erforderli-
che Kompensation für die Eingriffe in Wald-
flächen auf den beschriebenen externen 
Ausgleichsflächen erfolgen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Im Rah-
men von zwei schalltechnischen Untersu-
chungen wurden die Wirkungen des Ver-
kehrslärms, des Bahnverkehrs sowie der 
umliegenden Gewerbebetriebe auf das 
Plangebiet ermittelt und geprüft, um festzu-
stellen, welche Lärmschutzvorkehrungen 
erforderlich sind. U.a. durch aktive Lärm-
schutzmaßnahmen (Lärmschutzwand) wer-
den gesunde Wohnverhältnisse in dem ge-
planten Allgemeinen Wohngebiet sicherge-
stellt. Somit sind keine weiteren Maßnah-
men notwendig.  
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Artenschutz 
Es wäre sinnvoll gewesen, die Bevölkerung, 
die ihren Lebensraum genau kennt und täg-
lich erfährt, direkt in einer Umfrage anzu-
schreiben, um lebende Organismen zu er-
fassen. 
In der Gesamtartenliste der erfassten Vo-
gelarten 2013/14 wird der Eisvogel als Nah-
rungsgast aufgeführt. Das stimmt nicht. Es 
handelt sich hier um einen Altvogel, der hier 
sein Revier hat (zuletzt gesehen am 
30.11.2020). In dem Bericht wird eine 
(Schleiereule) von einem Mieter erwähnt. 
Das kann ich auch unterstützen. Fotos lie-
gen mir hier vor, persönlich habe ich ihn 
auch zweimal durch unseren Garten in der 
Abenddämmerung fliegen gesehen. 
 
Ich würde mich freuen, wenn meine Anre-
gungen sich in den weiteren Planungen und 
Umsetzungen wiederfinden würden. Mein 
Schreiben werde ich zusätzlich mit Ergän-
zungen noch an relevante Stelle weiterlei-
ten. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Nach 
Rücksprache mit dem Bauamt sowie dem 
Umweltamt der Stadt Bielefeld wurde bestä-
tigt, dass der Artenschutzbericht ordnungs-
gemäß durchgeführt wurde, sodass eine er-
neute Durchführung des Gutachtens nicht 
notwendig ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

2a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b 
 
 
 
 

Durch die geplante Weiterführung der Do-
nauallee und Anbindung an die Altmühl-
straße ist mit einer unnötigen Beeinträchti-
gung der Wohnqualität durch den stärkeren 
Autoverkehr zu rechnen! Bitte berücksichti-
gen Sie, es wäre neben der Verler- und Alt-
mühlstraße die dritte Verbindung vom stark 
befahrenden Süden zum Norden der Sen-
nestadt. Schon heute ist an bestimmten Ta-
gen (Beispiel Wochenende) der Autolärm in 
den Morgen-, Mittag- und Abendstunden 
schwer zu ertragen. 
 
 
 
 
 
Außerdem befindet sich ein öffentlicher Kin-
derspielplatz an der Donauallee, und Schü-
ler überqueren die Donauallee, um u.a. zum 
Jugendtreff an der Altmühlstraße zu gelan-
gen. Daher wäre es doch ratsam, die Do-
nauallee als beruhigende Wohnstraße zu 
planen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Im Rahmen der schalltechni-
schen Untersuchung wurde geprüft, ob es 
durch den planbedingten Mehrverkehr zu 
einer erheblichen Steigerung der Verkehrs-
lärmbelastung für die Bestandsbebauung 
führen wird. Im Ergebnis der Untersuchung 
lässt sich feststellen, dass die Erhöhungen 
der Verkehrslärmpegel als nicht signifikant 
zu bewerten sind.  
Am Großteil der bestehenden Wohnhäuser 
betragen die durch das Plangebiet hervor-
gerufenen Pegelerhöhungen < 3 dB(A). Pe-
gelerhöhungen um +3 dB(A) und mehr gel-
ten als relevant, weil sie von Menschen 
wahrgenommen werden.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die ver-
kehrstechnische Regelung, wie beispiels-
weise eine Tempo 30 Zone, ist nicht Be-
standteil der Bauleitplanung, sondern Teil 
der Ausführungsplanung.  
 

3a 
 
 
 
 
 

b 
 
 

In der Tat möchten wir unsere Bedenken 
zum neuen Bebauungsplan und damit ver-
bundene Einschränkungen unserer Tätig-
keit oder zukünftigen Absichten zum Aus-
druck bringen. 
 
Aktuell befindet sich auf dem Grundstück 
Dunlopstraße 58 lediglich unserer Verwal-
tungsgebäude. Das ca. 5.000 m² große 

Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Grundstück kann jedoch zum großen Teil 
noch bebaut werden. Unsere Schwester-
firma, die PRODUKTA GmbH hat bereits In-
teresse daran bekundet. 
 
PRODUKTA mit Sitz in der Gildemeisterstr. 
110, 33689 Bielefeld ist ein Stanzbetrieb 
und verarbeitet Klebebänder und selbstkle-
bende Spezialprodukte. Die Geräuschent-
wicklung bei der Fertigung spielte immer 
eine Rolle beim Bau neuer Fertigungsstät-
ten und deren Abnahme. Darüber hinaus 
müssen wir mit einem Wertverlust unserer 
Liegenschaft rechnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bitte geben Sie uns kurz Bescheid, wie Sie 
den Sachverhalt beurteilen. Für Rückfragen 
steht Ihnen unser Herr Michael Brödel 
gerne zur Verfügung. 
 

 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die ge-
nannte Firma befindet sich in den Geltungs-
bereichen des rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplanes I/St 10.1. 
Durch die Rechtsverbindlichkeit des Bebau-
ungsplanes Nr. I/St 54 „Wohnen an der süd-
lichen Donauallee“ sind für den genannten 
Standort sowie auch für den Betrieb keine 
Einschränkungen zu erwarten, da sie sich 
innerhalb eines rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplanes befinden. Innerhalb dieses Be-
bauungsplanes sind jeweils gebietstypische 
Schall-Leistungspegel festgesetzt, die auch 
bei möglichen Erweiterungsabsichten ein-
gehalten werden müssen. Insgesamt kam 
die schalltechnische Untersuchung im Rah-
men des Bauleitplanverfahrens Nr. I/St 54 
„Wohnen an der südlichen Donauallee“ der 
Stadt Bielefeld – Teil 2 (Akus GmbH Biele-
feld; 17.02.2020) zu dem Ergebnis, dass im 
Plangebiet durch die umliegenden Ge-
werbe-Betriebe tags Beurteilungspegel bis 
zu 52 dB(A) und nachts Beurteilungspegel 
bis zu 40 dB(A) erreicht werden. Die Immis-
sionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete 
gemäß TA Lärm somit sowohl tags als auch 
nachts im gesamten Plangebiet eingehal-
ten. 
 
Keine Abwägung erforderlich. Nach erfolg-
ten Satzungsbeschluss durch den Rat der 
Stadt Bielefeld wird das Ergebnis übermit-
telt. 

 



Bebauungsplan Nr. I/St 54 „Wohnen an der südlichen Donauallee“ 
Stand: Beteiligung zum Entwurf 
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2)  Auswertung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 (B-Plan Nr. I/St 54) 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 19.10.2020 um Stellungnahme bis zum 
30.11.2020 gebeten. 
Es sind folgende Stellungnahmen vorgetragen worden: 

 
Hinweis: 
Die laufende Nummerierung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgt entsprechend der verwaltungsinternen Beteiligungsliste. 

 

Lfd. 
Nr. 

Einwender  

(eingegangen am) 

Stellungnahmen (Anregungen und Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

1.4 
 

a 
 
 
 
 
 
 
 
 

b 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Bielefeld – Untere 
Naturschutzbehörde 
 
16.12.2020 
 

Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
 
1.) Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen wurden 
folgerichtig gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 20 BauGB festgesetzt. Aller-
dings ist der Begründung zum Bebauungsplan auf S. C-15 so-
wie dem Umweltbericht auf Seite 36 die Übersichtskarte „Abb. 
43 des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages“ beizufügen, aus 
der die räumliche Abgrenzung der für das Anbringen der Fle-
dermaus- und Starennistkästen erforderlichen Gehölzbestände 
hervorgeht.  
 
Durch einen Folgemaßnahmenvertrag zwischen der Stadt 
Bielefeld, dem Investor sowie dem Eigentümer der Flächen ist 
die Herstellung und die langfristige Erhaltung der artenschutz-
rechtlichen Vermeidungsmaßnahmen sicherzustellen. Hierzu 
wird das Umweltamt einen Vertragsentwurf für das Bauamt er-
arbeiten.  
 
 
 

 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Begründung 
zum Bebauungsplan sowie der Umweltbericht 
mit der Abbildung 43 des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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2.) Umweltbericht  
Dem Umweltbericht auf den Seiten 4 und 8 ist zu entnehmen, 
dass sich in Teilbereichen angrenzend das Landschaftsschutz-
gebiet 2.2-3 befindet. Diese Aussage ist so nicht korrekt. Im 
süd-südöstlichen Teilbereich des Plangebietes liegt das Land-
schaftsschutzgebiet 2.2-3 „Feuchtsenne“. Wir bitten dies ent-
sprechend zu korrigieren. 

 

 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Seiten 4 und 
8 bezüglich der Aussagen zum Landschafts-
schutzgebiet 2.2-3 angepasst. 
 

1.4 
 
 
 

d 
 
 
 
 
 
 
 

e 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Bielefeld – Untere 
Wasserbehörde 
 
16.12.2020 
 

Stellungnahme der unteren Wasserbehörde im Hinblick auf 
Grundwasser, der unteren Abfallbehörde und der unteren 
Bodenschutzbehörde  
 
Grundwasserschutz/WSG  
Im Bereich des Bebauungsplanes liegen zumindest temporär 
hohe Grundwasserstände (< 3 Meter unter Geländeoberkante) 
vor. Es wird somit empfohlen, Keller wasserdicht (weiße 
Wanne) herzustellen. Die Kellerfenster und -schächte sind 
durch geeignete bauliche Maßnahmen gegen eindringendes 
Oberflächen- und Grundwasser zu schützen.  
 
Drainagen zur permanenten Absenkung des Grundwas-
sers sind nicht zulässig.  
Im Plangebiet befindet sich am Ende der Donauallee eine Drei-
fach-Grundwassermessstelle (s. Anlage 1) der Stadtwerke 
Bielefeld GmbH. Diese dient der Kontrolle der Grundwasser-
qualität und –quantität und ist entsprechend zu erhalten.  
Evtl. erforderliche Um-/Rückbaumaßnahmen an der Grund-
wassermessstelle oder Neuerrichtung sind durch einen Fach-
betrieb durchzuführen. Die konkrete Vorgehensweise ist dann 
vorab mit dem Umweltamt Bielefeld, Herrn Werning, Tel.: 
0521/51-6567 abzustimmen.  
 
 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und an den Vorhabenträger weitergegeben. Zu-
sätzlich wird der Hinweis in die Begründung zum 
Bebauungsplan mit aufgenommen. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und an den Vorhabenträger weitergegeben. 
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Altlasten und Altstandorte  
Im Plangebiet befand sich ehemals ein Gartenbaubetrieb 
(Baumschule). Aufgrund des Umgangs mit Pflanzenschutzmit-
teln in derartigen Betrieben sind im weiteren Planverfahren ent-
sprechende Untersuchungen in den betreffenden Bereichen 
durchzuführen und eine Bewertung in Bezug auf die Folgenut-
zung der Flächen vorzunehmen.  
Das Untersuchungskonzept ist vorab mit dem Umweltamt ab-
zustimmen.  
 
Zudem befinden sich noch Haufwerke unbekannten Materials 
auf der Fläche. Im Zuge der Baufeldräumung sind diese Hauf-
werke abfalltechnisch zu untersuchen und die Ergebnisse dem 
Umweltamt vorzulegen. Anschließend sind die Haufwerke ord-
nungsgemäß zu verwerten bzw. entsorgen.  
 
Stellungnahme der unteren Wasserbehörde im Hinblick auf 
Oberflächengewässer  
  
Niederschlagswasserbeseitigung nach § 55 WHG in Verbin-
dung mit § 44 LWG  
Da die zum Plangebiet gehörende Einleitung E 12/4 eine hyd-
raulische Überlastung für den Bullerbach darstellt, ist eine 
Rückhalte-/ bzw. Kompensationsmaßnahme gem. BWK M3 ge-
plant. Der Satz unter Abschnitt 4.7 “Aufgrund der Kapazitäten 
ist keine Rückhaltung geplant“ ist deshalb wie folgt zu ersetz-
ten:  
Auf den Bau eines Rückhaltebeckens kann nur deshalb ver-
zichtet werden, weil für die kommunale Einleitungsstelle E 12/4 
entweder eine Rückhaltemaßnahme vor der Einleitung oder 
eine Ortsspezifische Maßnahme im Gewässer (Gewässerre-
tentionsraum) geplant ist.   
 

 
 
Der Anregung wird gefolgt. Eine entspre-
chende Untersuchung wurde durchgeführt. Im 
Ergebnis konnten nutzungsbedingte Schadstoff-
belastungen durch den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln in der Baumschule ausgeschlos-
sen werden. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und an den Vorhabenträger weitergegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Begründung 
zum Bebauungsplan unter Punkt 4.7 um die ent-
sprechenden Aussagen ergänzt. 
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1.16 
a 
 
 
 

b 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c 
 

Stadt Bielefeld – Untere 
Denkmalschutzbehörde 
 
29.10.2020 
 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß § 1 Abs. 5 BauGB und 
§ 1 DSchG NRW werden nicht berührt, da sich im Plangebiet 
zurzeit keine eingetragenen Bau- und Bodendenkmäler befin-
den. 
 
Der bereits aufgenommene Hinweis im B-Plan ist bitte in fol-
gender Fassung zu ersetzen: 
Kulturgeschichtliche Bodenfunde 
Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Boden-
funde oder Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle 
Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist 
nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entde-
ckung unverzüglich der Stadt oder der LWL-Archäologie für 
Westfalen, Außenstelle Bielefeld, Am Stadtholz 24 a, 
33609 Bielefeld, Tel. 0251/591-8961, email: lwl-archaeologie-
bielefeld@lwl.org anzuzeigen und die Entdeckungsstätte min-
destens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 
 
Bitte den Text unter Punkt C 4.9 (Seite C-13) durch folgenden 
Textersetzen: 4.9 Belange des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege 
Im Geltungsbereich der Erstaufstellung des Bebauungsplanes 
sind bis heute keine Bau- oder Bodendenkmäler bekannt. Für 
den Fall von Bodenfunden ist ein entsprechender Hinweis auf-
genommen worden.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und der entspre-
chende Hinweis in den textlichen Festsetzungen 
ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und der entspre-
chende Abschnitt in der Begründung zum Be-
bauungsplan ersetzt. 
 

2.5a  
a 
 
 
 
 
 
 
 

Eisenbahn-Bundesamt  
Außenstelle Essen 
 
29.10.2020 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststel-
lungsbehörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stel-
lungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufga-
ben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwal-
tung des Bundes berühren.  

Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org
mailto:lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org
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Gegen den o. g. B-Plan habe ich keine Bedenken, wenn die im 
jeweiligen Stadtgebiet befindlichen Bahnanlagen nicht beein-
trächtigt werden (Fachplanungsvorbehalt).  
Eigene Planungen führt das Eisenbahn-Bundesamt als Plan-
feststellungs- und Aufsichtsbehörde nicht durch. 
 
Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird 
die Beteiligung der Infrastrukturbetreiberin DB Netz AG, 
(Pdkoeln.planung.betrieb@deutschebahn.com) als Trägerin 
öffentlicher Belange und empfohlen. Denn das Eisenbahn-Bun-
desamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus Sicht 
der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im 
Rahmen der Beteiligung wurde die Deutsche 
Bahn AG DB Immobilien beteiligt, die auch die 
DB Netz AG abdeckt. 

2.5b 
 
 
 
 
 
 
 

a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien 
 
16.12.2020 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz 
AG bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit 
folgende Gesamtstellungnahme: 
 
Unsererseits bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen 
das o.g. Vorhaben, wenn die nachfolgenden Auflagen und Hin-
weise beachtet werden: 
 

 Im Bebauungsplanentwurf ist eine 5 m hohe Lärm-
schutzwand sowie ein Lärmschutzwall an der Grenze 
zum DB-Grundstück (Flst. 1157, Flur 13, Gemarkung 
Sennestadt) geplant. Wir weisen bereits jetzt darauf hin, 
dass durch diese Bebauung Abstandsflächen auf das 
benachbarte DB-Grundstück fallen werden. Der Über-
tragung von Abstandsflächen auf unserem Grundstück 
werden wir nur unter der Bedingung zustimmen, dass 
hierfür ein kostenpflichtiger Gestattungsvertrag zwi-
schen dem Vorhabenträger und der DB AG abgeschlos-
sen wird. Ohne vertragliche Regelung zur Mitinan-
spruchnahme von Eigentumsflächen der DB AG kön-
nen wir der Übernahme der Abstandflächen auf unse-
rem Grundstück nicht zustimmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Nach Rücksprache 
mit der Deutschen Bahn AG wurde eine Eini-
gung erzielt. Ein entsprechender Gestattungs-
vertrag wird im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens abgeschlossen. 
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b 
 
 
 
 
c 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

e 
 
 

Ansonsten sind grundsätzlich die Abstandsflächen ge-
mäß LBO (§ 6 BauO NRW) sowie sonstige baurechtli-
che und nachbarrechtliche Bestimmungen einzuhalten. 
 

 Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die 
Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der angren-
zenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört wer-
den. 

 

 Der benachbarte Bahnübergang darf durch das Vorha-
ben und ein dadurch ggf. erhöhtes Verkehrsaufkommen 
nicht beeinträchtigt werden. Die Lichtsignale der Bahn-
übergangssicherung müssen von den Verkehrsteilneh-
mern jederzeit rechtzeitig und eindeutig erkannt werden 
können. Die Verkehrsteilnehmer dürfen nicht Gefahr 
laufen, im schrankenlosen Bereich in den Bahnüber-
gang einzufahren, sondern müssen zweifelsfrei recht-
zeitig in den mit Schranken versehenen Zufahrtsraum 
geleitet werden. 

 

 Zur Errichtung des Erdwalls darf kein Bahngelände in 
Anspruch genommen werden und er darf nicht steiler 
als im Neigungsverhältnis 1:1,5 ausgeführt sein. In kei-
nem Fall dürfen Rutschungen stattfinden. Die Sicherheit 
des Bahnbetriebs darf nicht gefährdet werden. Es ist 
durch eine geeignete Profilierung mit entsprechender 
Bodenbegrünung sicherzustellen, dass kein Erdreich 
sowie Oberflächenwasser aus der neuen Böschung auf 
das benachbarte Bahngelände gelangt. 

 

 Wird aufgrund des Vorhabens eine Kreuzung der vor-
handenen Bahnstrecken mit Kanälen, Wasserleitungen 
o.ä. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreu-

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Entsprechende Abstimmungsgespräch sind be-
reits erfolgt. 
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i 
 
 
 
 
 
 

zungs- bzw. Gestattungsanträge zu stellen. Die notwen-
digen Antragsunterlagen hierzu finden Sie online unter: 
www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobi-
lien/Verlegung_von_Leitungen-1197952 

 

 Wir weisen darauf hin, dass die Fläche im Bereich der 
avisierten Lärmschutzwand durch zwei Regenwasser-
kanäle und einen Mischwasserkanal gequert wird 
(siehe u.a. Planauszug, weiterer Kanalverlauf nicht be-
kannt). Hierzu bestehen Kreuzungsverträge mit der 
Stadt Bielefeld. Die Kanäle sind bei den weiteren Pla-
nungen zu berücksichtigen. 

 

 Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen 
nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Sie 
sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation ab-
zuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zu-
gestimmt werden. 

 

 Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen 
dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt werden (DB 
Konzernrichtlinie 836.4601 ff.). Ein Zugang zu diesen 
Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen ist sicherzustellen. 
 

 Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanla-
gen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuch-
tung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der 
Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr 
sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahrzeug-
führer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Über-
deckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht 
vorkommen. 

 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Spätere Anträge auf Baugenehmigung für den Gel-
tungsbereich sind uns erneut zur Stellungnahme vorzu-
legen. Wir behalten uns weitere Bedingungen und Auf-
lagen, insbesondere in Bezug auf die Bauausführung, 
vor. 

 

 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe 
z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. Entschädi-
gungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Er-
satzmaßnahmen können gegen die DB AG nicht gel-
tend gemacht werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
an den Vorhabenträger weitergegeben. Ein ent-
sprechender Hinweis in die textlichen Festset-
zungen mit aufgenommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
an den Vorhabenträger weitergegeben. 
 

2.9 
a 

Landwirtschaftskammer 
NRW 
 
03.11.2020 

Zu der vorbezeichneten Planung nehme ich für die Landwirt-
schaftskammer NRW, Kreisstelle Herford-Bielefeld wie folgt 
Stellung: 
Zur Erstaufstellung des B-Planes Nr. I/St 54 werden aus land-
wirtschaftlicher Sicht keine Bedenken oder Anregungen vorge-
bracht. 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.10 
a 
 
 

b 
 
 
 
 
c 
 
 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
 
 
27.11.2020 
 
 
 
 
31.01.2019 
 

 
Die Belange der Telekom sind von dieser Änderung nicht be-
troffen.  
 
Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI 15, R-ID 
82576618 vom 31.01.2019 Stellung genommen. Diese Stel-
lungnahme gilt weiter. 
 
 
Im Plangebiet sind Telekommunikationslinien (Tk-Linien) der 
Telekom vorhanden, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Tk-Linien in ihrem Be-

 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
Die Hinweise der Stellungnahme vom 
31.01.2019 werden zur Kenntnis genommen. 
Der Punkt 4.5 der Begründung wurde zur Sat-
zung zu Punkt 4.7 geändert. 
 
Die Hinweise bezüglich der Bestandsleitungen 
der Telekom, der Vermeidung der Beschädigung 
von Leitungen sowie der eventuellen Neuverle-
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stand und in ihrem weiteren Betrieb gefährdet sind. Die Auf-
wendungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des 
Bebauungsplans so gering wie möglich gehalten werden. Des-
halb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen: 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Tk-Linien müs-
sen weiterhin gewährleistet bleiben. Wir bitten deshalb, kon-
krete Maßnahmen so auf die vorhandenen Tk-Linien abzustim-
men, dass eine Veränderung oder Verlegung der Tk-Linien ver-
mieden werden kann. Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen der vorhandenen Tk-Linien vermie-
den werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von 
Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tk-Linien jederzeit 
möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauaus-
führenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausführung vorhandenen Tk-Linien der Telekom 
informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu be-
achten. Zur Versorgung neu zu errichtender Gebäude mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verle-
gung neuer Tk-Linien im Plangebiet erforderlich. Bitte teilen Sie 
uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder 
Ihnen bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plange-
bietes stattfinden werden. Für den rechtzeitigen Ausbau des 
Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträ-
ger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf von Maßnahmen 
im Plangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der 
im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindes-
tens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

gung von Tk-Linien werden zur Kenntnis ge-
nommen, sie betreffen jedoch nicht das B-Plan-
verfahren, sondern die nachfolgende Ausfüh-
rungsplanung. Der Hinweis, dass sich innerhalb 
des Plangebietes Telekommunikationslinien der 
Telekom befinden, wird in der Begründung unter 
Punkt 4.7 mit aufgenommen. 
 

2.11 Unitymedia NRW GmbH 
Vodafone 
 
17.11.2020 

Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Vodafone 
NRW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, unser 
glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern 
und damit einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandversor-
gung für Ihre Bürger zu leisten.  
 

Keine Abwägung erforderlich. 
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Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiterge-
leitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung set-
zen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanver-
fahren weiter zu beteiligen. 

2.12 Stadtwerke Bielefeld 
GmbH 
 
26.11.2020 

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt im Rahmen von Bauleit-
planungen in Bielefeld die Belange der Betreiber der Sparten 
Elektrizität, Fernwärme, Gas, Wasser, Straßenbeleuchtung 
und Telekommunikation. Dabei handelt die Stadtwerke Biele-
feld GmbH im eigenen Namen bezüglich der Sparten Fern-
wärme und Wasser sowie gemäß TKG bezüglich der Sparte 
Telekommunikation (Breitband). Bezüglich der Sparte Tele-
kommunikation (Breitband, LWL und Tk-Cu) handelt sie gemäß 
TKG im Namen und Auftrag der BITel Gesellschaft für Tele-
kommunikation mbH, bezüglich der Sparten Elektrizität und 
Gas handelt sie im Namen und Auftrag der SWB Netz GmbH 
und bezüglich der Straßenbeleuchtung im Namen und Auftrag 
der Stadt Bielefeld. 
 
Diese Belange werden von den beabsichtigten Darstellun-
gen/Festsetzungen der anstehenden Bauleitplanung berührt.  
 
Wir haben jedoch keine Bedenken und Anregungen vorzubrin-
gen, da unsere Belange durch die hierzu getroffenen Darstel-
lungen/Festsetzungen in ausreichendem Maße berücksichtigt 
worden sind. 
 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.15 Westnetz GmbH 
 
11.11.2020 

Zu diesem Entwurf teilen wir Ihnen mit, dass innerhalb des im 
Plan gekennzeichneten Bereiches weder Gas- oder Stromver-
sorgungsleitungen des Transportnetzes noch des Verteilnetzes 
der innogy Netze Deutschland GmbH verlaufen und die Legung 
von Versorgungsleitungen in absehbarer Zeit nicht vorgesehen 
ist. Gegen den Entwurf werden keine Bedenken und Anregun-
gen geäußert. 

Keine Abwägung erforderlich. 
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2.17 
 
 
 
 
 
 

a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b 
 

Gascade Gastransport 
GmbH 
 
16.11.2020 

Die GASCADE Gastransport GmbH, antwortet Ihnen zugleich 
auch im Namen und Auftrag der Anlagenbetreiber WINGAS 
GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie OPAL Gastransport 
GmbH & Co. KG. Die vorgenannten Anlagenbetreiber, deren 
Anlagen von Ihrer Maßnahme zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
betroffen sind, werden in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 
 
Zur Vereinfachung benennen wir unsere nachfolgend genann-
ten Anlagen so weit möglich im weiteren Schreiben nicht ein-
zeln, sondern allgemein als Anlagen. Als unsere Anlagen be-
zeichnen wir die Gesamtheit der zu schützenden Erdgashoch-
druckleitungen, LWL-Kabel und Begleitkabel. 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeinträch-
tigung unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsere nach-
folgend aufgeführten Anlagen von der externen Kompensati-
onsmaßnahme „Ausgleichsfläche 2“ in der Gemarkung Senne I 
betroffen sind: 

 

 
 
 
 
 
 
 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und an den Vorhabenträger weitergegeben. 
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Die Lage unserer Anlagen ist den beigefügten Bestandsplänen, 
Blatt 01.25/S und 02.01/U, zu entnehmen. Zwischen der örtli-
chen Lage der Anlagen und der Darstellung im Bestandsplan 
können Abweichungen bestehen. Der Höhenplan bezieht sich 
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Später vor-
genommene Niveauänderungen sind nicht berücksichtigt. In 
Absprache mit unserem Pipeline-Service ist die Lage unserer 
Anlagen durch Suchschachtungen zu prüfen. Die Kosten ge-
hen zu Lasten des Verursachers. 
 
Unsere Anlagen befinden sich in der Mitte eines dinglich gesi-
cherten Schutzstreifens. Unmittelbar neben der Erdgashoch-
druckleitung, welche kathodisch gegen Korrosion geschützt ist, 
befinden sich Fernmeldekabel in Rohrscheitelhöhe. 
 
Auf dem Flurstück 629 in der Gemarkung Senne I, Flur 10, be-
findet sich unsere Erdgasstation Eisterfeld, für die wir eine be-
schränkt persönliche Dienstbarkeit (Stationsrecht) haben. 
Diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit bezieht sich auf 
die eingezäunte Stationsfläche zuzüglich 2 m Wiese um die 
Station herum. 
 
Des Weiteren überlappt die „Ausgleichsfläche 2“ der Stadt 
Bielefeld im nordwestlichen Bereich mit dem Schutzstreifen un-
serer Erdgashochdruckleitung WEDAL. 
Gegen die vorgesehene Maßnahme „Ausgleichsfläche 2“ zur 
künftigen Nutzung als Extensivwiese bestehen unsererseits 
grundsätzlich keine Bedenken. Für Ihre Maßnahme sind die 
nachfolgend genannten Auflagen und Hinweise zum Schutz un-
serer Anlagen sowie unser beigefügtes Merkheft „Auflagen und 
Hinweise zum Schutz unserer Erdgashochdruckleitungen" zu 
berücksichtigen. Dieses Merkheft findet bei unseren v. g. Anla-
gen Anwendung. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ni-
veauänderungen sind derzeit nicht geplant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 
Belange bleiben von den Kompensationsmaß-
nahmen unberührt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 
Belange bleiben von den Kompensationsmaß-
nahmen unberührt. 
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Grundsätzlich gilt: 

 Innerhalb unseres Schutzstreifens dürfen keine Boden-
bearbeitung und keine Pflanzungen von Bäumen und 
Gehölzen erfolgen. 
 

 Eine Änderung der ursprünglichen Überdeckung durch 
Aufschüttungen und Abgrabungen darf nur nach geson-
derter Antragstellung vorgenommen werden. Größere 
Niveauänderungen bedürfen der Prüfung durch einen 
Sachverständigen. 

 

 Im Bereich zu Ihrer Maßnahme befindet sich ein Mar-
kierungspfahl mit Messeinrichtung der GASCADE. Die-
ser muss dort stehen bleiben und für Befliegungen, 
Ortsbegehungen etc. jederzeit sichtbar und erreichbar 
bleiben, d.h. dass der Markierungspfahl nicht zuge-
pflanzt werden darf. 

 

 Bei einer Errichtung von Zäunen ist im Kreuzungsbe-
reich darauf zu achten, dass bis 2,0 m rechts und links 
unserer Anlagen keine Fundamente für Pfosten und dgl. 
gesetzt werden. Im Parallelverlauf sind Zäune außer-
halb unseres Schutzstreifens zu errichten. 

 
Weiter weisen wir Sie darauf hin, dass wir für Aktivitäten (u. a. 
Reparaturen) an unseren Anlagen das Recht haben, den Zaun 
zu demontieren. Mauern innerhalb des Schutzstreifens sind 
nicht zulässig. 
 

 Zum Zwecke von behördlich vorgeschriebenen Kontrol-
len sowie für Instandhaltungsmaßnahmen, Intensiv-
messungen etc. muss die Zugänglichkeit unserer Anla-
gen, Markierungspfähle und Erdgasstation für 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zäune sind derzeit nicht geplant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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GASCADE während der Ausführung der Maßnahme 
sowie nach Abschluss der Arbeiten gewährleistet sein. 

 

 Rechtzeitig, mindestens aber zwei Wochen vor Beginn 
der eigentlichen Ausführungsarbeiten, ist mit unserem 
Pipeline-Service PLS Lippe (Tel.: +49 5222 369694-
2609 oder Mobil: +49 172 7533765) ein Ortstermin zu 
vereinbaren. Unser Pipeline-Service wird für eine örtli-
che Ausweisung des Verlaufes unserer Anlagen zur 
Verfügung stehen und während der gesamten Maß-
nahme die Betriebssicherheit unserer Anlagen überwa-
chen. Wir behalten uns vor, die Kosten für die Betriebs-
aufsicht dem Verursacher in Rechnung zu stellen. 
 

 Eine Einweisung wird mittels Einweisungsprotokoll mit 
schriftlicher Gegenzeichnung der ausführenden Firma 
bestätigt. Die zutreffenden Vorschriften / Richtlinien 
sind entsprechend gekennzeichnet. 

Diese Zustimmung gilt nicht als Freigabe für die ausführenden 
Arbeiten; diese ist durch den ausführenden Betrieb rechtzeitig 
vor Beginn der Arbeiten unter Angabe unseres Aktenzeichens 
(Az. 05.00.00.020.00494.20) als Schachtschein zu beantragen. 
 
Nachträgliche Änderungen in der Projektplanung bedürfen ei-
nes erneuten Antrages auf Zustimmung. 
 
Wie Sie unseren Bestandsplänen entnehmen können, befinden 
sich Kabel und Leitungen anderer Betreiber in diesem Gebiet. 
Diese sind gesondert von Ihnen zur Ermittlung der genauen 
Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen anzufragen. Die 
GASCADE kann nur für ihre eigenen Anlagen Auskunft geben 
und für die Anlagen der Anlagenbetreiber, welche GASCADE 
mit der Beauskunftung beauftragt haben. 

 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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2.19 Gasunie Deutschland 
Transport Services GmbH 
 
29.10.2020 

Nach eingehender Prüfung können wir Ihnen hierzu mitteilen, 
dass Erdgastransportleitungen, Kabel und Stationen der von 
Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen von Ihrem Pla-
nungsvorhaben nicht betroffen sind. 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.20 Avacon Netz GmbH 
 
21.10.2020 

Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungsanlagen 
von Avacon Netz GmbH/ Purena GmbH / WEVG GmbH & 
Co KG. 
Bitte beachten Sie, dass die Markierung dem Auskunftsbereich 
entspricht und dieser einzuhalten ist. 
Achtung: Im o. g. Auskunftsbereich können Versorgungsanla-
gen liegen, die nicht in der Rechtsträgerschaft der oben aufge-
führten Unternehmen liegen. 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.22 Amprion GmbH 
 
22.10.2020 

Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchst-
spannungsleitungen unseres Unternehmens. 
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich 
liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.23 Industrie- und Handels-
kammer Ostwestfalen zu 
Bielefeld 
 
10.12.2020 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung haben wir anliegende Mit-
gliedsbetriebe beteiligt. Mehrere Unternehmen melden Beden-
ken an. Diese beziehen sich insbesondere auf die an die Un-
ternehmen heranrückende Wohnbebauung. Mehrere Unter-
nehmen beabsichtigen in den kommenden Jahren die Produk-
tionskapazitäten in den umliegenden Industrie- und Gewerbe-
gebieten deutlich auszuweiten. Diese sind durch genehmigte 
Bauanträge zum Teil bereits gesichert. Zum Teil wollen Unter-
nehmen insbesondere im Industriegebiet die Verwaltungskapa-
zitäten verringern und die Produktionskapazitäten erhöhen. Ein 
hoher Anteil an produzierendem Gewerbe entspricht den städ-
tebaulichen Zielen dieser Gebiete und ist dementsprechend 
durch die Stadt zu fördern. 
Die Firma F. Schwertfeger GmbH & Co. KG hat sich mit einer 
eigenen Stellungnahme ins Planverfahren eingebracht; diese 
ist dieser Stellungnahme beigefügt. Wir bitten die Erweiterungs-
absichten im Gewerbegebiet entsprechend in der Planung zu 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die genann-
ten Firmen, wie die Schwertfeger GmbH, Men-
dentex GmbH sowie weitere Firmen des Lo-
gistikparks an der Fuggerstraße befinden sich in 
den Geltungsbereichen der rechtsverbindlichen 
Bebauungspläne: 
I/St 30, 
I/St 10.1 und 
I/St 49. 
Durch die Rechtsverbindlichkeit des Bebau-
ungsplanes Nr. I/St 54 „Wohnen an der südli-
chen Donauallee“ sind für die genannten Firmen 
keine Einschränkungen zu erwarten, da sie sich 
innerhalb eines rechtsverbindlichen Bebauungs-
planes befinden. Innerhalb dieser Bebauungs-
pläne sind jeweils gebietstypische Schall-Leis-
tungspegel festgesetzt, die auch bei möglichen 
Erweiterungsabsichten eingehalten werden 
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berücksichtigen. Darüber hinaus haben sich u. a. die Menden-
tex GmbH sowie Firmen des Logistikparks an der Fuggerstraße 
zum Planverfahren mit Bedenken gegenüber der Planung ge-
äußert. Sie befürchten Einschränkungen ihrer Geschäftstätig-
keit durch den Bebauungsplan Nr. I/St 54. 
 
Da trotz Lärmschutzmaßnahmen bereits jetzt die Grenzwerte 
des Lärms für allgemeine Wohngebiete durch den Verkehr 
überschritten werden, bestünde ein erhebliches Konfliktpoten-
zial zwischen zukünftigen Anwohnern, dem Verkehr und dem 
Gewerbe. Entsprechend der Lage zu den Autobahnauffahrten 
werden nicht alle Verkehre in Richtung Norden über die Verler 
Straße geleitet. Teilweise werden LKW-Verkehre des Lo-
gistikstandortes Fuggerstraße in südlicher Richtung geleitet. 
Eine zukünftige Befahrung mit Lang-LKW ist bereits genehmigt. 
Somit ist in Zukunft mit einer Zunahme des Verkehres entlang 
der Verler Straße und Sender Straße zu rechnen. Die Wohnbe-
bauung genau in der Kreuzung dieser Straßen erscheint daher 
ungünstig. 
 
Wir sprechen uns an dieser Stelle gegen die vorgelegte Pla-
nung aus, da sie Unternehmen im Umfeld in ihrer künftigen wirt-
schaftlichen Entwicklung einschränkt. 
 
Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung und bitten um 
weitere Einbeziehung ins Planverfahren. 

müssen. Insgesamt kam die schalltechnische 
Untersuchung im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens Nr. I/St 54 „Wohnen an der südlichen 
Donauallee“ der Stadt Bielefeld – Teil 2 (Akus 
GmbH Bielefeld; 17.02.2020) zu dem Ergebnis, 
dass im Plangebiet durch die umliegenden Ge-
werbe-Betriebe tags Beurteilungspegel bis zu 52 
dB(A) und nachts Beurteilungspegel bis zu 40 
dB(A) erreicht werden. Die Immissionsrichtwerte 
für allgemeine Wohngebiete gemäß TA Lärm so-
mit sowohl tags als auch nachts im gesamten 
Plangebiet eingehalten.  

2.37 
a 
 
 
 
 
 
 

Landesbüro der Natur-
schutzverbände NRW 
 
30.11.2020 

Die wesentlichen Bedenken und Monita unserer Stellung-
nahme vom 11.02.2019 gelten nach wie vor, da die Abwä-
gungsvorschläge der Verwaltung eine a priori Höherbewertung 
des Wohnbedarfs gegenüber anderen Zielen anführt. Dies ist 
aber anscheinend weder bezüglich der erheblichen zu erwar-
tenden Klimaauswirkungen dieses Bebauungsplanes noch in 
Bezug auf absehbare Beeinträchtigung der Biodiversität erwo-
gen worden. Beides sollten aber Schwerpunkte bei Planungen 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In 
Bezug auf den Klimaschutz und den Artenschutz 
kommt der Umweltbericht zu folgendem Ergeb-
nis:  
In Bezug auf das Schutzgut Klima und Luft sind 
keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwar-
ten, da zum einen Waldbestände innerhalb des 
Plangebietes erhalten bleiben und zum anderen 
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b 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Stadt Bielefeld sein, die Klimaschutz und Artenschutz nicht 
nur werbewirksam proklamiert sondern auch verbindlich be-
schlossen hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die außerhalb des im Siedlungsgebiet laut Flächennutzungs-
plans beanspruchten Flächen sind derzeit besonders arten-
reich und gehören zum Landschaftsschutzgebiet Feuchtsenne. 
Ihr Wert ergibt sich unter anderem aus der direkten Nachbar-
schaft zum Fließgewässer und stehenden Gewässern und der 
Bodenbeschaffenheit. Daher ist der vorliegende Bebauungs-
plan sowohl wegen des nachteiligen Klimaeffektes als auch des 
Biotopisolierungsaspektes her nicht genehmigungsfähig.  
 
 
 
 
Auch ist die Aussage, die Abweichungen vom geltenden Flä-
chennutzungsplan seien geringfügig, nichtzutreffend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Durchlüf-
tung umgesetzt werden.  
Bei Berücksichtigung von Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen sowie des Anbringens 
von Fledermaus- und Starennistkästen werden 
keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 
1, Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 4 BNatSchG ausgelöst, 
sodass auch keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen hinsichtlich des Artenschutzes anzunehmen 
sind.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 
Flächen des Landschaftsschutzgebietes inner-
halb des Plangebietes umfassen neben Gebäu-
den mit Gartenflächen insbesondere Kiefern-
mischwald mit heimischen Labbaumarten sowie 
einen Eichenmischwald mit Nadelbaumarten. 
Diese Wälder werden entsprechend den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes erhalten, so-
dass eine Beeinträchtigung der Schutzziele des 
Landschaftsplanes nicht erwartet wird.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im 
wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der 
Stadt Bielefeld ist der Bereich überwiegend als 
„Wohnbaufläche“ dargestellt. Eine kleine Teilflä-
che im südlichen Planbereich ist als Grünfläche 
dargestellt. Innerhalb dieser Grünfläche befindet 
sich ein Bestandswohngebäude. Zur planungs-
rechtlichen Sicherung des Bestandswohngebäu-
des ist beabsichtigt, diese kleine Teilfläche 
ebenfalls in das Allgemeine Wohngebiet zu in-
tegrieren. Die restlichen im FNP dargestellten 
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Auch die dauerhafte Inanspruchnahme besonderer Böden (ur-
sprünglich nährstoffarm, sandig, feucht) über das FNP-
Siedlungsgebiet hinaus ist abzulehnen. Auf erhöhte Schad-
stoff- und Pestizidvorkommen, die bei ehemaligen Gärtnereien 
nicht selten sind und die aufgrund des nahen Grundwassers 
und Bachlaufes gefährlich sein können, wurde nicht eingegan-
gen. 
 
 
 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag kommt nur deshalb zu 
dem Ergebnis, dass die Aufstellung des Bebauungsplans keine 
Verbotstatbestände auslöst, weil er zum Teil nicht dem Stand 
der Technik entsprechend erstellt wurde. Für Brutvogelkartie-
rungen sind mindestens sechs aktuelle Begehungen erforder-
lich. Fledermausbruten finden in der Zeit und an den Orten, in 
der 2018 ermittelt wurde, noch nicht statt und Wochenstuben 
konnten daher nicht erfasst werden. 
 

Grünflächen werden im Bebauungsplan als pri-
vate Grünflächen festgesetzt werden, eine 
Nachverdichtung ist hier nicht vorgesehen. Da 
die Darstellungen im Flächennutzungsplan nicht 
parzellenscharf sind und lediglich ein kleiner 
Teilbereich des zukünftigen Allgemeinen Wohn-
gebietes nicht als Wohnbaufläche dargestellt ist, 
kann die Entwicklung des Bebauungsplanes 
trotz dieser geringfügigen Abweichung als aus 
dem FNP entwickelt angesehen werden. Somit 
wird dem Entwicklungsgebot des Bebauungs-
planes aus dem Flächennutzungsplan gemäß § 
8 Abs. 2 BauGB entsprochen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein 
entsprechendes Bodengutachten, welches das 
Schadstoff- sowie Pestizidvorkommen aufgrund 
der Nutzung durch eine ehemalige Gärtnerei un-
tersuchen soll, wurde erstellt. Das Ergebnis des 
Gutachtens besagt, dass nutzungsbedingte 
Schadstoffbelastungen durch den Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln in der Baumschule aus-
geschlossen werden können.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der 
Artenschutzbericht wurde jedoch ordnungsge-
mäß durchgeführt, sodass eine erneute Durch-
führung des Gutachtens nicht notwendig ist.  
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Die Aussage, das Plangebiet grenze unmittelbar an das Land-
schaftsschutzgebiet 2.2-3 an (Umweltbericht, S.8) ist falsch, da 
das Plangebiet in wertvolle Bereiche eben dieses LSGs hinein-
ragt. So werden die Biotopverbundflächen verengt und entwer-
tet, besonders an dem relevanten Bachabschnitt. 
Auch sind die Schlussfolgerungen zu 3.9 Schutzgut Klima und 
Luft (Umweltbericht S.30-31), es seien „erhebliche Beeinträch-
tigungen des Schutzgutes Klima und Luft als unwahrscheinlich 
einzustufen“, unglaubwürdig und widersprechen der Datenlage 
bzgl. Klima. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Waldkompensationsflächen in mehr als 33 km Entfernung jen-
seits des Eggegebirges auf gänzlich anderen Bodentypen sind 
ökologisch unsinnig und wertlos. 
 
 
 
 
 
 
Die unter 4.2 aufgeführte Begründung für das erhebliche Unter-
schreiten der 25% -Regelung für geförderten Wohnungsbau mit 
der „besonderen soziodemographischen und städtebaulichen 
Situation“ ließe sich auf einen Großteil aller Bielefelder neuen 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Landschaftsschutzgebiet „Feuchtsenne“ 
befindet sich im Südosten des Plangebietes. Es 
handelt sich dabei zum einen um bereits be-
baute Flächen mit Gärten und Gehölzbestand 
sowie zum anderen um Waldflächen. Die bisher 
nicht überbauten Flächen des Landschafts-
schutzgebietes werden gemäß den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes auch als Waldflä-
chen erhalten, sodass erheblich Beeinträchti-
gungen des Landschaftsschutzgebietes nicht 
gegeben sind.  
 
Zu den angrenzenden Biotopverbundflächen 
und entlang der Gewässer verbleibt durch den 
Erhalt des Waldbestandes ebenfalls ein Abstand 
zur neuen Wohnbebauung vorhanden, sodass 
auch diese Flächen weiterhin ihren Verbundflä-
chencharakter erfüllen können.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Da die Stadt Bielefeld keine geeigneten Wald-
ausgleichsflächen bereitstellen konnte, soll nach 
Abstimmung mit dem Regionalforstamt sowie 
der Unteren Naturschutzbehörde die erforderli-
che Kompensation für die Eingriffe in Waldflä-
chen auf den beschriebenen externen Aus-
gleichsflächen erfolgen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Gemäß des Grundsatzbeschlusses der BV Sen-
nestadt vom 18.05.2017 sowie dem Stadtent-
wicklungsausschusses vom 27.06.2017 (vgl. 
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Bebauungspläne anwenden und widerspricht einem Beschluss 
des Rates der Stadt Bielefeld. 

Drucksachen-Nr. 4784/ 2014-2020) wird vorbe-
haltlich des Satzungsbeschlusses durch den Rat 
der Stadt Bielefeld im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes auf die 25% Regelung verzichtet 
und stattdessen eine 15%-Quote für den geför-
derten Wohnungsbau vorgesehen. 



Bebauungsplan Nr. I/St 54 „Wohnen an der südlichen Donauallee“ 
Stand: Beteiligung zum Entwurf 
 
 

 A 31  

3) Ergebnis der Auswertung der Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
 
Nach Auswertung der Äußerungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Stellungnahmen 
aus der Behördenbeteiligung wurde die Satzung des Bebauungsplanes erarbeitet.  
Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit städtebaulich ver-
tretbar, in der vorliegenden Planung berücksichtigt.  
 
Die generelle Plankonzeption (Entwurf) des Bebauungsplans Nr. I/St 54 „Wohnen an der süd-
lichen Donauallee“ wurde zur Satzung überarbeitet. 
Übersicht der wesentlichen Änderungen und Ergänzungen zum Entwurf: 
 
 Nutzungsplan: 

- Ergänzung Höhenpunkte 

- Ergänzung Lärmpegelbereiche 

- Ergänzung weiterer Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

- Korrektur der Bezeichnung des GFL 2 (GFL 2 zu GFL angepasst) 

- Korrektur der Bezeichnung des GFL 1 (GFL 1 zu GFL angepasst) 

 Gestaltungsplan: 

Keine Änderungen / Ergänzungen  

 

 Textliche Festsetzungen: 

- Korrektur der Bezeichnung der Teilfläche 1 zum Waldausgleich in Abstimmung mit dem 

Umweltamt 

- Klarstellung zur Zulässigkeit von Carports, Garagen und Nebenanlagen 

- Ergänzung der Hinweise bzgl. Kulturgeschichtliche Bodenfunde sowie der Leitungs- 

und Unterhaltungsrechte für Regenwasserkanäle 

- Redaktionelle Änderung des GFL 2 in GFL, Stadtwerke Bielefeld GmbH verallgemei-

nert zu Ver- und Entsorgungsträger 

- Redaktionelle Änderung des GFL 1 in GFL 

 
 Begründung: 

Fortschreibung bzw. Ergänzung um Aussagen bzgl. 

- Kapitel 4.2: Ergänzungen zum geförderten Wohnungsbau 

- Kapitel 4.3: Ergänzung örtliche Bauvorschrift durch Begründung zu gestalterischen und 

klimatischen Aspekten 

- Kapitel 4.5: Ergänzung zum Standort des Spielplatzes 

- Kapitel 4.6: Aktualisierung der Informationen zur Schulbedarfsplanung 

- Kapitel 4.7: Anpassung und Ergänzung des Entwässerungssystems 

- Kapitel 4.9: Ergänzungen der Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 

- Kapitel 4.11: Ergänzung Abbildung 6: Lage der Gehölzbestände, an denen Fleder-

mauskästen angebracht werden können 

- Kapitel 4.11: Ergänzung Stadtklima durch Klimaanpassungs- und stadtgestalterischen 

Maßnahmen 

- Kapitel 4.12: Korrektur der Bezeichnung der Teilfläche 1 zum Waldausgleich in Abstim-

mung mit dem Umweltamt  

- Kapitel 4.13: Ergänzung der Ergebnisse des Bodengutachtens  
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- Kapitel 4.13: Ergänzung Abbildung 5: Lage der neuen Kanäle und Bestandskanäle 

- Kapitel 7: Ergänzung der Kosten 

- Kapitel 10: Ergänzung vorliegende Gutachten durch Bodengutachten 

 


